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Gesetz über das Arbeitsverhältnis der Mitarbeitenden der 
politischen Gemeinde (Personalgesetz) 

Von der Gemeindeversammlung erlassen am 09. Oktober 2025 

I. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Art. 1 Personalpolitik 

1 Die Gemeinde gestaltet ihre Personalpolitik so, dass ihre Aufgaben je-

derzeit wirtschaftlich, zeitgerecht und in der erforderlichen Qualität sowie 

unter Berücksichtigung der Verantwortung in Familie und Gesellschaft 

und der Chancengleichheit erfüllt werden können. 

2 Zu diesem Zweck werden die Mitarbeitenden auf sachgerechte, wirt-

schaftlich und sozial verantwortbare Weise eingesetzt und die dazu nöti-

gen und geeigneten Massnahmen getroffen. 

Art. 2 Gleichstellung der Geschlechter 

Personen-, Funktions- und Berufsbezeichnungen in diesem Erlass be-

ziehen sich auf beide Geschlechter, soweit sich aus dem Sinn des Erlas-

ses nichts anderes ergibt. 

Art. 3 Geltungsbereich 

Dieses Gesetz regelt das Arbeitsverhältnis der Mitarbeitenden der politi-

schen Gemeinde Landquart. 

Art. 4 Subsidiäres Recht 

1 Kann diesem Gesetz oder der dazugehörigen Verordnung keine Vor-

schrift oder kein Verweis auf einzelne andere kantonale oder eidgenös-

sische Bestimmungen entnommen werden, gelten ergänzend die Best-

immungen des Obligationenrechts. 

2 Vorbehalten bleibt die kantonale und eidgenössische Gesetzgebung für 

einzelne Mitarbeitende. 

Art. 5 Begriffe 

1 Mitarbeitende im Sinne dieses Gesetzes sind: 

a) Angestellte: Sie werden ohne feste Anstellungsdauer ins öffentlich-

rechtliche Arbeitsverhältnis genommen; 
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b) Lehrpersonen: Soweit das Arbeitsverhältnis nicht durch besondere 

Vorschriften geregelt ist, finden auch für sie die Bestimmungen über 

die öffentlich-rechtlichen Angestellten Anwendung; 

c) Aushilfen: Sie werden für eine bestimmte Zeitdauer im Tag- oder 

Stundenlohn ins öffentlich-rechtliche Arbeitsverhältnis genommen; 

d) Auszubildende: Sie durchlaufen eine den gesetzlichen Bestimmun-

gen entsprechende Ausbildung. 

Art. 6 Anstellungsinstanz 

1 Der Gemeindevorstand stellt die Mitglieder der Geschäftsleitung sowie 

nach Anhörung der Schulkommission die Gesamtschulleitung an. 

2 Die Geschäftsleitung stellt die übrigen Mitarbeitenden und die Auszu-

bildenden an. 

3 Die Schulkommission stellt die Schulleitungen, die Lehrpersonen sowie 

die weiteren Mitarbeitenden der Schule an. 

II. BEGRÜNDUNG UND BEENDIGUNG DER 

ARBEITSVERHÄLTNISSE 

Art. 7 Öffentliche Stellenausschreibung 

1 Zu besetzende Stellen sind in der Regel zur freien Bewerbung öffentlich 

auszuschreiben. 

2 Die Anstellungsinstanz bestimmt, in welchen Fällen auf eine öffentliche 

Ausschreibung verzichtet werden kann. 

Art. 8 Arbeitsvertrag und Befristung 

1 Arbeitsverhältnisse werden mit einem schriftlichen öffentlich-rechtlichen 

Arbeitsvertrag begründet. 

2 Bei Vorliegen sachlich zureichender Gründe, insbesondere für ein zeit-

lich begrenztes Projekt, können befristete Arbeitsverhältnisse vereinbart 

werden. 

Art. 9 Probezeit 

1 Die Probezeit dauert in der Regel drei Monate. Sie kann für bestimmte 

Funktionen auf bis zu sechs Monate erweitert werden. 
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2 Insbesondere, wenn die Leistungen oder das Verhalten nicht überzeu-

gen, kann eine einmalige Verlängerung der Probezeit bis zur doppelten 

Dauer vereinbart oder verfügt werden. 

3 Für Arbeitsverhältnisse, die auf weniger als ein Jahr befristet sind, kann 

eine kürzere Probezeit vereinbart oder auf eine solche verzichtet werden. 

Art. 10 Kündigungsfristen und -termine 

1 Das Arbeitsverhältnis kann mit folgenden Fristen auf das Ende eines 

Monats gekündigt werden: 

a) drei Monate, nach der Probezeit; 

b) sechs Monate, bei Kaderpositionen. 

2 Während der Probezeit kann das Arbeitsverhältnis mit einer Frist von 

sieben Tagen jederzeit auf einen beliebigen Termin gekündigt werden. 

3 Für Arbeitsverhältnisse, die auf weniger als ein Jahr befristet sind, kann 

eine kürzere Kündigungsfrist vereinbart werden. 

4 Für die Lehrpersonen richten sich die Fristen und Termine nach dem 

kantonalen Schulgesetz und dessen Verordnungen. 

Art. 11 Ordentliche Kündigung durch die Gemeinde 

1 Die Kündigung durch die Gemeinde setzt einen sachlich zureichenden 

Grund voraus. 

2 Sachlich zureichende Gründe sind insbesondere: 

a) ungenügende Leistungen oder unbefriedigendes Verhalten; 

b) Verletzung gesetzlicher oder vereinbarter Pflichten; 

c) Fehlende Eignung oder Wegfall beziehungsweise Nichterfüllen ge-

setzlicher oder vereinbarter Anstellungsvoraussetzungen; 

d) Aufhebung einer Stelle aus betrieblichen oder wirtschaftlichen Grün-

den. 

Art. 12 Fristlose Kündigung 

1 Aus wichtigem Grund kann das Arbeitsverhältnis jederzeit von beiden 

Vertragsparteien fristlos gekündigt werden. 

2 Wichtig ist jeder Grund, der die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses 

für die kündigende Vertragspartei unzumutbar macht. 

  



000.500 

 

4   Personalgesetz der Gemeinde 

 

Art. 13 Umgestaltung des Arbeitsverhältnisses 

Akzeptiert eine Vertragspartei eine von der Gegenpartei offerierte zumut-

bare und sachlich gerechtfertigte Umgestaltung der Anstellungsbedin-

gungen nicht, kann die Gegenpartei das Arbeitsverhältnis unter Einhal-

tung der Fristen und Termine kündigen. Bis zur Beendigung des Arbeits-

verhältnisses gelten die bisherigen Anstellungsbedingungen. 

Art. 14 Folgen bei missbräuchlicher oder ungerechtfertigter 

Kündigung 

Bei missbräuchlicher oder ungerechtfertigter Kündigung im Sinne des 

Obligationenrechts oder von Artikel 10 Absatz 2 beträgt die Entschädi-

gung höchstens sechs Monatslöhne. 

Art. 15 Aufhebungsvertrag 

Arbeitsverhältnisse können mit einem schriftlichen Aufhebungsvertrag je-

derzeit aufgehoben werden. 

Art. 16 Freistellung von der Arbeitsleistung 

Bei Auflösung des Arbeitsverhältnisses nach den Bestimmungen von Ar-

tikel 10 und Artikel 14 und sofern öffentliche Interessen vorliegen, ent-

scheidet die Anstellungsinstanz über eine Freistellung von der Arbeits-

leistung und über die volle oder teilweise Lohnzahlung. 

Art. 17 Alterspensionierung 

1 Das Arbeitsverhältnis endet am letzten Tag des Monats, in dem die Mit-

arbeiterin oder der Mitarbeiter 65 Jahre alt wird. Arbeitsverhältnisse von 

Lehrpersonen enden am letzten Tag des letzten Monats des Schuljahres, 

in dem sie 65 Jahre alt werden. 

2 Der Gemeindevorstand kann eine vorverschobene Pensionierung an-

ordnen, wenn die Neubesetzung einer Stelle im öffentlichen Interesse 

liegt. Er legt die Abfindung nach den Bestimmungen von Artikel 19 fest.  

3 Die Mitarbeitenden können sich frühestens auf Ende des Monats, in 

dem sie 60 Jahre alt werden, vorzeitig pensionieren lassen. 

4 Im gegenseitigen Einvernehmen kann nach dem vollendenten 65. Al-

tersjahr ein neues Arbeitsverhältnis befristet eingegangen werden. 
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Art. 18 Anpassung oder Beendigung aus gesundheitlichen 

Gründen 

1 Auf Antrag der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters wird nach Massgabe 

der Arbeitsunfähigkeit, die in einem Verfahren der zuständigen IV-Stelle 

festgestellt wurde, der Umfang oder der Inhalt der Arbeit angepasst oder 

das Arbeitsverhältnis ganz oder teilweise beendet. 

2 Bei Mitarbeitenden, die aus gesundheitlichen Gründen während min-

destens zwölf Monaten ganz oder teilweise an der Arbeitsleistung ver-

hindert sind und voraussichtlich während mindestens sechs weiteren Mo-

naten arbeitsunfähig sind, kann der Umfang oder der Inhalt der Arbeit 

entsprechend angepasst oder das Arbeitsverhältnis gekündigt werden. 

3 Der Gemeindevorstand regelt die Einzelheiten, insbesondere: 

a) den Zeitpunkt, auf den der Umfang oder der Inhalt der Arbeit ange-

passt oder das Arbeitsverhältnis nach Absatz 1 beendet wird; 

b) die Zuständigkeiten, die Form und das Verfahren für Anpassungen 

und Kündigungen nach Absatz 1 und Absatz 2. 

Art. 19 Aufhebung einer Stelle 

1 Wird eine Stelle aus wirtschaftlichen oder betrieblichen Gründen aufge-

hoben, ohne dass der Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter eine andere zu-

mutbare Stelle angeboten werden kann oder ohne dass eine Umschu-

lung mit einem verhältnismässigen Aufwand eine Weiterbeschäftigung 

ermöglicht, wird eine angemessene Abfindung ausgerichtet, wenn: 

a) das Arbeitsverhältnis mindestens zehn Jahre und in der Regel unun-

terbrochen gedauert hat oder 

b) die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter bei der Beendigung des Arbeits-

verhältnisses das 40. Altersjahr vollendet hat und nicht über 63 Jahre 

alt ist oder 

c) die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter Unterstützungspflichten zu er-

füllen hat. 

2 Der Gemeindevorstand regelt die Höhe der Abfindung. 

3 Die Abfindung beträgt in der Regel höchstens sechs Monatslöhne. Bei 

Mitarbeitenden mit wechselndem Pensum ist der durchschnittliche Lohn 

der letzten fünf Jahre massgebend. 

Art. 20 Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

1 Das Arbeitsverhältnis erlischt durch Pensionierung, Tod, Kündigung, 

Entlassung zufolge Aufhebung der Stelle oder Auflösung im gegenseiti-

gen Einvernehmen oder Entlassung aus wichtigen Gründen. 
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2 Ist im Gesetz oder der dazugehörigen Verordnung nichts anderes fest-

gelegt, sind für die Arbeits- und Aufhebungsverträge sowie für die Kün-

digungen die jeweiligen Anstellungsinstanzen zuständig. 

III. RECHTE DER MITARBEITENDEN 

A. Allgemeine Rechte 

Art. 21 Wohnsitz 

Die Mitarbeitenden können ihren Wohnsitz frei wählen. 

Art. 22 Gesuche und Beschwerden 

Gesuche, Beschwerden und Eingaben, die sich aus dem Arbeitsverhält-

nis ergeben, sind an die Anstellungsinstanz zu richten. 

Art. 23 Weiterbildung 

Der Gemeindevorstand, die Geschäftsleitung und die Schulkommission 

als Anstellungsinstanzen fördern die Weiterbildung der Mitarbeitenden, 

soweit diese im Interesse der Gemeinde liegt. 

Art. 24 Ferien 

1 Der jährliche Ferienanspruch beträgt bis und mit dem Kalenderjahr, in 

dem die Mitarbeitenden: 

a) 49 Jahre alt werden: fünf Wochen; 

b) 59 Jahre alt werden: fünfeinhalb Wochen; 

c) altershalber pensioniert werden: sechs Wochen. 

2 Der Ferienanspruch der Lehrpersonen richtet sich nach der Schulzeit 

und den betrieblichen Bedürfnissen auf Basis des kantonalen Schulge-

setzes und dessen Verordnungen. 

Art. 25 Dienstaltersurlaub 

1 Ab dem 10. Dienstjahr wird alle fünf Jahre ein bezahlter Urlaub gewährt. 

Dieser beträgt mit 10, 15 und 20 Dienstjahren zwei Wochen und ab dem 

25. Dienstjahr vier Wochen. 

2 Ist der Urlaubsbezug aus betrieblichen Gründen nicht möglich, kann der 

Urlaub ganz oder teilweise in Form einer Zulage bezogen werden. Dabei 
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entspricht ein nicht bezogener Urlaubstag einem Zwanzigstel des monat-

lichen Grundgehalts. 

Art. 26 Urlaube 

1 Die Anstellungsinstanz kann auf Antrag der Abteilungsleitenden be-

zahlte Urlaube bis zu einer Woche gewähren. Die Anstellungsinstanz 

kann Lehrpersonen bezahlte Urlaube bis zu einer Woche gewähren. Für 

längere bezahlte Urlaube ist der Gemeindevorstand respektive die 

Schulkommission zuständig. 

2 Für Ereignisse wie die Geburt eigener Kinder, Adoptionen, Familien-

feste, Betreuung von Angehörigen in ausserordentlichen Situationen, To-

desfälle, Wohnungswechsel, sportliche und kulturelle Anlässe werden 

bezahlte Kurzurlaube gewährt. 

3 Über die Gewährung von unbezahlten Urlauben entscheidet die Anstel-

lungsinstanz unter Berücksichtigung der betrieblichen und individuellen 

Bedürfnisse. 

Art. 27 Mutterschafts- und Vaterschaftsurlaub 

1 Nach der Niederkunft wird der Mitarbeiterin während 16 Wochen ein 

bezahlter Urlaub gewährt. 

2 Bei Hospitalisierung des Neugeborenen verlängert sich der Mutter-

schaftsurlaub auf die verlängerte Dauer der Ausrichtung der Mutter-

schaftsentschädigung. 

3 der Vaterschaftsurlaub richtet sich nach dem Bundesrecht. 

Art. 28 Mitarbeitendengespräch und Arbeitszeugnis 

1 Die Mitarbeitenden haben Anspruch auf eine regelmässige Beurteilung 

ihrer Leistung. 

2 Die Mitarbeitenden können jederzeit ein Zeugnis über die Art und Dauer 

des Arbeitsverhältnisses sowie über die Leistung und das dienstliche 

Verhalten verlangen. 

3 Die Angaben haben sich auf die Art und Dauer des Arbeitsverhältnisses 

zu beschränken, wenn es die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter verlangt. 

4 Der Gemeindevorstand regelt die Einzelheiten in der Verordnung. 
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Art. 29 Schranken des Streikrechts 

Das Streikrecht ist aufgehoben, wenn durch die Arbeitsniederlegung die 

für Leben, Gesundheit und Sicherheit der Bevölkerung unerlässlichen 

Dienstleistungen gefährdet sind oder wenn grundlegende Sicherheitsauf-

gaben nicht oder nicht rechtzeitig erfüllt werden. 

Art. 30 Schutz der Persönlichkeit, Gesundheit und Sicherheit 

Die Gemeinde achtet und schützt die Persönlichkeit der Mitarbeitenden. 

Sie fördert die Gesundheit und die Sicherheit der Mitarbeitenden am Ar-

beitsplatz. 

Art. 31 Gesundheitsschutz bei Schwangerschaft und Mutter-

schaft 

1 Während der Schwangerschaft darf die Mitarbeiterin auf blosse Anzeige 

hin der Arbeit fernbleiben oder diese verlassen. 

2 Nach der Niederkunft darf die Mitarbeiterin während der ersten acht 

Wochen nicht und während der nächsten acht Wochen nur mit ihrem Ein-

verständnis beschäftigt werden. Der Gemeindevorstand kann vorsehen, 

dass für Arbeitseinsätze von geringem Umfang ausnahmsweise vom 

beidseitigen Beschäftigungsverbot abgewichen werden darf. Wenn die 

Mitarbeiterin während dieser Zeit wieder teilweise oder vollumfänglich ar-

beitet, wird ihr dafür der volle Lohn ausgerichtet. 

Art. 32 Rechtsbeistand und Haftpflicht 

1 Die Gemeinde schützt die Mitarbeitenden vor ungerechtfertigten Angrif-

fen und Ansprüchen, welche im Zusammenhang mit ihren dienstlichen 

Tätigkeiten stehen. 

2 Der Gemeindevorstand regelt die Übernahme der daraus erwachsen-

den Kosten. 

3 Die Gemeinde versichert ihre Mitarbeitenden für deren Haftpflicht aus 

dienstlicher Tätigkeit gegenüber Dritten. 

B. Entlöhnung 

Art. 33 Gehaltsklassen, Grundlohn 

1 Es bestehen 28 Gehaltsklassen. 1 ist die tiefste, 28 die höchste Ge-

haltsklasse. 
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2 Der minimale Jahreslohn inkl. 13. Monatslohn der Gehaltsklasse 1 be-

trägt rund 36 000 Franken, derjenige der Gehaltsklasse 28 rund 154 000 

Franken. Die Differenz von Gehaltsklasse zu Gehaltsklasse beträgt fünf 

bis sechs Prozent. 

3 In jeder Gehaltsklasse besteht zwischen dem Minimum und dem Maxi-

mum eine Differenz von 42 Prozent. 

4 Die Ansätze gemäss Absatz 2 entsprechen dem Stand des Landesin-

dexes der Konsumentenpreise von 102,4 Punkten (Basisindex Dezem-

ber 2005) und bilden den Grundlohn. 

5 Der Gemeindevorstand legt den Mindestlohn fest, der in den unteren 

Gehaltsklassen vom Minimum nach oben abweicht, wenn es aus sozial-

politischen Gründen angezeigt ist und der Existenzsicherung der be-

troffenen Mitarbeitenden dient. 

6 Nach dem Minimum jeder Gehaltsklasse folgen 21 Lohnstufen. Die ers-

ten 5 Lohnstufen betragen je 3, die nächsten 6 Lohnstufen je 2 und die 

letzten 10 Lohnstufen je 1,5 Prozent des Minimums. 

Art. 34 Einreihungsplan / Anfangsgehalt 

1 Der Gemeindevorstand erlässt einen Einreihungsplan. Dieser enthält 

nach Funktionen und Gehaltsklassen geordnete Richtpositionen. 

2 Das Anfangsgehalt entspricht in der Regel dem Mindestbetrag der mas-

sgebenden Gehaltsklasse. 

3 Die Anstellungsinstanz entscheidet über die Anrechnung von früheren 

Dienstjahren. Sie kann Mitarbeitende während einer Anlaufzeit von ei-

nem Jahr eine Gehaltsklasse tiefer einreihen, wenn diese noch nicht alle 

Voraussetzungen für die Stelle erfüllen. 

Art. 35 Individuelle Lohnfestlegung / -entwicklung 

Der Gemeindevorstand legt in der Regel jeweils auf den 1. Januar den 

Lohn der Mitarbeitenden neu fest. Dieser richtet sich nach 

a) einem allfälligen Teuerungsausgleich; 

b) der Leistung und dem Verhalten der Mitarbeiterin oder des Mitarbei-

ters; 

c) dem eigenen Lohnniveau im internen und externen Quervergleich; 

d) der eigenen bisherigen Lohnentwicklung; 

e) den finanziellen Vorgaben. 
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Art. 36 Leistungsprämie 

Besondere Leistungen können durch einmalige Prämien belohnt werden. 

Art. 37 Lohnkürzung 

Die Anstellungsinstanz kann die Entlöhnung von Mitarbeitenden kürzen, 

wenn die Leistungen ungenügend sind oder das Verhalten nicht befrie-

digt. 

Art. 38 13. Monatslohn 

1 Sofern das Arbeitsverhältnis mehr als sechs Monate gedauert hat oder 

für mehr als sechs Monate eingegangen worden ist, wird den Mitarbei-

tenden im November ein 13. Monatslohn ausgerichtet. 

2 Der 13. Monatslohn beträgt 1/13 des gemäss Artikel 33 bezogenen 

Lohns im betreffenden Kalenderjahr. 

Art. 39 Leistungen im Todesfall 

1 Beim Tod einer Mitarbeiterin oder eines Mitarbeiters wird der Grundlohn 

einschliesslich der Sozialzulagen für den Sterbemonat ausbezahlt. 

2 Hinterbliebene, deren finanzielle Unterstützung der verstorbenen Per-

son oblag, erhalten diese Leistungen für weitere drei Monate. 

Art. 40 Teuerungsausgleich 

1 Der Gemeindevorstand gleicht die Teuerung jeweils Ende Jahr für das 

folgende Kalenderjahr aus. Der Stand des Landesindexes der Konsum-

entenpreise per Ende November ist dabei richtungsweisend. In Zeiten 

schwacher Wirtschaftslage und angespannter Gemeindefinanzen kann 

vom vollen Teuerungsausgleich abgewichen werden. Bei veränderten 

Verhältnissen kann der Gemeindevorstand die nicht ausgeglichene Teu-

erung zu einem späteren Zeitpunkt ganz oder teilweise wieder in den 

Grundlohn einbauen. 

2 Der Gemeindevorstand legt jährlich das Minimum und das Maximum 

jeder Gehaltsklasse fest. Diese bestehen aus den Lohnansätzen gemäss 

den Bestimmungen von Artikel 33 sowie dem eingebauten Teuerungs-

ausgleich. 

3 In der Regel soll der Teuerungsausgleich demjenigen des Kantons 

Graubünden entsprechen. 
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Art. 41 Besoldung der Lehrpersonen 

1 Für Lehrpersonen gilt die vom Kanton Graubünden festgelegte Besol-

dung inkl. Teuerungsausgleich.  

2 Die weiteren Zulagen richten sich nach Artikel 43 dieses Gesetzes. 

3 Subsidiär gelangen die personalrechtlichen Bestimmungen der Ge-

meinde sinngemäss zur Anwendung. 

Art. 42 Ortszulage 

Für die in der Gemeinde wohnhaften Mitarbeiter ohne Aushilfen, Lehr-

linge und Behörden wird eine Ortszulage ausgerichtet. Sie beträgt für 

vollamtlich Angestellte CHF 2'640.- im Jahr und kann durch den Gemein-

devorstand der Teuerung angepasst werden. 

Art. 43 Zulagen 

Zusätzlich zum Grundlohn werden die nachfolgenden Zulagen bezahlt: 

a) Teuerungszulage gemäss Artikel 40. 

b) Kinderzulage gemäss dem kantonalen 1Gesetz über die Familienzu-

lagen. 

c) Besondere Sozialzulage beträgt CHF 2'640.- im Jahr und wird grund-

sätzlich den Mitarbeitenden ausgerichtet, die finanzielle Unterstüt-

zungspflichten haben. 

d) Dienstaltersurlaub gemäss Artikel 25. 

e) Besondere Leistungen, wie Arbeit an allgemeinen Feiertagen, Sonn-

tags-, Nacht-, Bereitschafts-, Pikett-, Präsenz- und Schichtdienst so-

wie Überstunden, werden mit Freizeit oder finanziell abgegolten. 

Art. 44 Spesen 

Die Entschädigung für Spesen und Auslagen der Mitarbeitenden regelt 

der Gemeindevorstand in der Verordnung. 

Art. 45 Lohnzahlung während Militär-, Zivil- und Zivilschutz-

dienst 

1 Während des obligatorischen Militär-, Zivil- und Zivilschutzdienstes wird 

der volle Lohn ausgerichtet. Vorbehalten bleiben besondere Bestimmun-

gen für den Aktivdienst und die Rekrutenschule. 

 

1 BR 548.100 
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2 Der Lohn während der Beförderungsdienste kann teilweise zurückver-

langt werden, wenn das Arbeitsverhältnis gekündigt wird. 

3 Ist eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter wegen der Verbüssung einer 

Strafe ausserhalb des ordentlichen Militär-, Zivil- oder Zivilschutzdienstes 

an der Arbeitsleistung verhindert, entfällt die Lohnzahlung für diese Zeit. 

4 Der Gemeindevorstand regelt die Lohnzahlung während freiwilliger 

Dienste und den Anspruch auf die Erwerbsausfall-Entschädigung. 

Art. 46 Lohnzahlung während Krankheit 

1 Während nachgewiesener voller oder teilweiser Arbeitsunfähigkeit zu-

folge Krankheit wird der Lohn in der Regel bis 24 Monate ausgerichtet, 

wenn das Arbeitsverhältnis mehr als drei Monate gedauert hat oder für 

mehr als drei Monate eingegangen worden ist. 

2 Der Gemeindevorstand: 

a) kann die Lohnzahlung nach dem zwölften Monat der Arbeitsunfähig-

keit auf 90 Prozent reduzieren; 

b) regelt die Lohnzahlung während Erholungsurlauben; 

c) regelt die Lohnzahlung während selbstverschuldeter Arbeitsunfähig-

keit. 

3 Der Beitritt zur von der Gemeinde abgeschlossenen Krankentaggeld-

Versicherung ist obligatorisch. Der Gemeindevorstand regelt die Auftei-

lung der Prämien auf die Parteien. 

Art. 47 Lohnzahlung während Berufs- und Nichtberufsunfalls 

1 Während nachgewiesener Arbeitsunfähigkeit zufolge Berufs- und Nicht-

berufsunfalls wird der volle Lohn bis zur Wiederaufnahme der Arbeit oder 

bis zur Kündigung des Arbeitsverhältnisses ausgerichtet. 

2 Der Gemeindevorstand regelt: 

a) die Anrechnung von Versicherungsleistungen an den Lohn; 

b) die Lohnzahlung während selbstverschuldeter Arbeitsunfähigkeit; 

c) den Abschluss einer Zusatzversicherung zum UVG 

d) die Aufteilung der Prämien auf die Vertragsparteien. 

Art. 48 Lohnzahlung während der Schwangerschaft 

Während nachgewiesener Arbeitsunfähigkeit infolge Schwangerschaft 

wird der volle Lohn ausgerichtet. 
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Art. 49 Lohnzahlung während eines Verzichts auf die Arbeits-

leistung 

Die Gemeinde kann bei voller Lohnzahlung jederzeit vollständig oder teil-

weise auf die Arbeitsleistung der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters ver-

zichten. 

Art. 50 Berufliche Vorsorge 

1 Die Versicherung gegen die wirtschaftlichen Folgen von Alter, Invalidität 

und Tod richtet sich nach den Bestimmungen des 2Gesetzes über die 

Kantonale Pensionskasse. Die Mitarbeitenden sind verpflichtet, der Kan-

tonalen Pensionskasse beizutreten, sofern es das Gesetz vorsieht. 

2 Die Pensionskassenbeiträge werden zwischen den Mitarbeitenden und 

der Gemeinde aufgeteilt. Bis zum 40. Altersjahr übernimmt die Gemeinde 

mindestens die Hälfte, ab dem 40. Altersjahr ansteigend mehr als die 

Hälfte der Beiträge. Der Gemeindevorstand regelt die Einzelheiten in ei-

ner Verordnung. 

IV. PFLICHTEN DER MITARBEITENDEN 

Art. 51 Pflicht zur Arbeitsleistung 

1 Die Mitarbeitenden verpflichten sich, mit persönlicher, voller Arbeitskraft 

zur treuen und gewissenhaften Erfüllung ihrer Aufgaben und zur gegen-

seitigen Unterstützung und Vertretung. 

2 Wenn das Interesse der Verwaltung oder des Betriebs es erfordert, kön-

nen ihnen ohne Änderung der Besoldung im Rahmen des Zumutbaren 

Arbeiten und Aufgaben übertragen werden, für die sie nicht ausdrücklich 

angestellt worden sind. 

3 Sofern es die Arbeitsverhältnisse erfordern, haben sie ihre Pflichten und 

die persönliche Weiterbildung auch ausserhalb der Arbeitszeit zu erfül-

len. 

4 Im Ausnahmefall kann auch ein anderer Arbeitsort zugewiesen werden. 

Art. 52 Führungsverantwortung 

Die Vorgesetzten tragen die Verantwortung für die gründliche Einführung 

der Angestellten und Lehrpersonen in ihre Aufgaben, für ihre Förderung, 
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ihren zweckmässigen Einsatz, ihre Gleichbehandlung, den Schutz ihrer 

Persönlichkeit und die Arbeitssicherheit im Rahmen der anerkannten 

Normen. 

Art. 53 Geheimhaltungspflicht, Aussage vor Gericht, Aktenedi-

tion, Information der Medien 

1 Die Mitarbeitenden sind gegenüber Dritten zur Verschwiegenheit über 

dienstliche Angelegenheiten verpflichtet, soweit an der Geheimhaltung 

ein überwiegendes öffentliches oder privates Interesse gemäss Öffent-

lichkeitsgesetz besteht oder wenn eine besondere gesetzliche Bestim-

mung dies vorsieht. 

2 Die Geheimhaltungspflicht gilt auch nach der Beendigung des Arbeits-

verhältnisses. 

3 Der Gemeindevorstand regelt die Zuständigkeit für die Entbindung der 

Geheimhaltungspflicht für die Aktenedition, für die Aussage vor Gericht 

und für die Information der Medien. 

Art. 54 Ausstand 

1 Die Mitarbeitenden haben in den Ausstand zu treten, wenn  

a) sie selbst; 

b) ihre Ehegattin oder ihr Ehegatte; 

c) die eingetragene Partnerin oder der eingetragene Partner; 

d) eine Person, mit welcher sie eine faktische Lebensgemeinschaft füh-

ren; 

e) oder einer ihrer Verwandten und Verschwägerten bis zum vierten 

Grad 

ein unmittelbares persönliches Interesse an einer Sache haben. 

2 Die Anstellungsinstanz kann die Ausstandspflicht in begründeten Fällen 

erweitern. 

3 Im Bereich der Rechtspflege richtet sich der Ausstand im Übrigen nach 

den Bestimmungen des 3Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege. 
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Art. 55 Öffentliche Nebenämter und Nebenbeschäftigungen 

1 Die Mitarbeitenden dürfen öffentliche Nebenämter und Nebenbeschäf-

tigungen ausüben, sofern und solange dies mit ihrer dienstlichen Stellung 

und Aufgabenverrichtung vereinbar ist. 

2 Die Mitarbeitenden haben für die Ausübung eines Nebenamtes oder 

einer Nebenbeschäftigung die Bewilligung der Anstellungsinstanz einzu-

holen. 

3 Nicht als Nebenamt oder Nebenbeschäftigung gilt die Mitwirkung in Be-

hörden, Kommissionen und anderen Institutionen oder Gremien, in de-

nen Mitarbeitende aufgrund ihrer dienstlichen Tätigkeit beziehungsweise 

als Vertretung der Gemeinde Einsitz haben. 

Art. 56 Arbeitszeit 

1 Die wöchentliche Arbeitszeit beträgt bei einem Vollzeitpensum im Jah-

resdurchschnitt 42 Stunden. Die jährliche Soll-Arbeitszeit wird erreicht, 

indem pro Woche durchschnittlich 43 Stunden gearbeitet wird und dafür 

jährlich fünf zusätzliche freie Tage bezogen werden können. 

2 Der Gemeindevorstand regelt die Arbeitszeit sowie die Überzeit in einer 

entsprechenden 4Verordnung. Er regelt darin auch die Formen der Ar-

beitszeit und setzt die Feiertage sowie die arbeitsfreien Tage fest. Er hat 

dabei auf die unterschiedlichen betrieblichen Bedürfnisse der Verwal-

tungseinheiten Rücksicht zu nehmen. 

3 Bei den Lehrpersonen richtet sich die Arbeitszeit nach dem von der 

Schulkommission festgesetzten Berufsauftrag. 

Art. 57 Überzeit 

Angeordnete Überzeit wird grundsätzlich durch entsprechende Freizeit 

kompensiert. In Ausnahmefällen kann sie durch Bezahlung abgegolten 

werden. 

5Art. 58 Private Motorfahrzeuge für Dienstfahrten 

Private Motorfahrzeuge der Mitarbeitenden können in Ausnahmefällen 

im gegenseitigen Einverständnis gegen Entschädigung für Dienstfahrten 

einzusetzen werden. 

 

4 000.200 Arbeitszeitverordnung 
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Art. 59 Verbot der Annahme von Geschenken 

1 Die Mitarbeitenden dürfen keine Geschenke oder andere Vorteile für 

sich oder andere fordern, annehmen oder sich versprechen lassen, wenn 

dies im Zusammenhang mit ihrer dienstlichen Tätigkeit geschieht. Der 

Gemeindevorstand regelt die Einzelheiten und kann Ausnahmen vorse-

hen, insbesondere für Geschenke von geringem Wert. 

2 Vorzugsbedingungen, welche Berufsorganisationen für ihre Mitglieder 

vereinbaren, gelten nicht als Geschenke oder andere Vorteile im Sinne 

von Absatz 1. 

3 Die Mitarbeitenden müssen der Anstellungsinstanz melden, wenn ihnen 

Geschenke oder Vorteile angeboten werden, die sie gemäss Absatz 1 

nicht annehmen dürfen. 

Art. 60 Schadenshaftung 

Die Mitarbeitenden haften für den Schaden, den sie in der Ausübung ih-

rer amtlichen Funktion der Gemeinde oder Dritten verursachen nach 

Massgabe des 6kantonalen Gesetzes über die Staatshaftung. 

V. VERSCHIEDENE BESTIMMUNGEN 

Art. 61 Datenbearbeitung, Grundsätze 

1 Die zuständigen Instanzen bearbeiten Personendaten, soweit dies für 

die Begründung, Durchführung und Beendigung eines Arbeitsverhältnis-

ses geeignet und erforderlich ist. 

2 Die Personalabteilung trifft die notwendigen Vorkehrungen, erlässt 

fachtechnische Weisungen und berät die zuständigen Instanzen im Hin-

blick auf die Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vorgaben 

3 Der Gemeindevorstand regelt die Einzelheiten. 

Art. 62 Personaldossiers, elektronische Datenbewirtschaftung, 

Datenzugang 

1 Die Personalabteilung führt zentrale Personaldossiers und betreibt 

elektronische Personalinformationssysteme, die der einheitlichen, sach-

gerechten und vollständigen Abwicklung des Personalwesens dienen. 
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2 Den Mitarbeitenden können die sie betreffenden Personendaten in ei-

nem Abrufverfahren zugänglich gemacht oder zur Verfügung gestellt 

werden. Die gleichen Daten können den vorgesetzten Personen zugäng-

lich gemacht werden. 

3 Der Gemeindevorstand erlässt Bestimmungen über: 

a) die Organisation und den Betrieb der Dossiers und Informationssys-

teme; 

b) die Zugriffsrechte auf die Daten; 

c) die Aufbewahrung und Speicherung der Daten; 

d) die Massnahmen der Datensicherheit. 

VI. RECHTSSCHUTZ UND VERFAHREN 

Art. 63 Rechtsschutz 

1 Kommt bei Streitigkeiten aus dem Arbeitsverhältnis keine Einigung zu-

stande, erlässt die zuständige Instanz auf Verlangen eine anfechtbare 

Verfügung. 

2 Verfügungen der Geschäftsleitung, der Gesamtschulleitung und der 

Schulkommission können an den Gemeindevorstand weitergezogen 

werden. 

3 Verfügungen und Beschwerdeentscheide des Gemeindevorstands kön-

nen an das Obergericht weitergezogen werden. 

4 Die Verfahren sind unter Vorbehalt mutwilliger Prozessführung kosten-

los. 

Art. 64 Rechtliches Gehör 

1 Vor jedem administrativen Entscheid durch die Anstellungsinstanzen ist 

der oder dem betroffenen Mitarbeitenden Gelegenheit zur mündlichen 

und schriftlichen Stellungnahme einzuräumen. 

2 Ist ein sofortiger Entscheid im öffentlichen Interesse notwendig, kann er 

vorläufig gefällt werden. Die Gewährung des rechtlichen Gehörs ist so-

bald wie möglich nachzuholen. 
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VII. SCHLUSS- UND ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN 

Art. 65 Aufhebung bisherigen Rechts 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes werden alle mit ihm in Wider-

spruch stehenden Bestimmungen aufgehoben. 

Art. 66 Übergangsbestimmungen 

1 Für alle beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits bestehenden Ar-

beitsverhältnisse gelten ab diesem Zeitpunkt die neuen Bestimmungen. 

2 Für Arbeitsverhältnisse, die am 1. August 2026 bereits bestehen, gilt in 

Bezug auf die Ortszulage (Art. 42), dass diese bei andauernder Anstel-

lung noch während drei vollen Jahren ausgerichtet wird. In der Folge ent-

fällt der Anspruch. 

3 Für Arbeitsverhältnisse, die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits 

gekündigt, aber noch nicht beendigt sind, gilt bisheriges Recht. Dasselbe 

gilt für andere beim Inkrafttreten dieses Gesetz bereits hängige Verfah-

ren und damit verbundene Zuständigkeiten.   

Art. 67 Verordnungen 

Der Gemeindevorstand erlässt die erforderlichen Verordnungen. 

Art. 68 Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt gemäss Beschluss der Gemeindeversammlung vom  

9. Oktober 2025 auf den 1. August 2026 in Kraft. 

 

Der Präsident: A. Thöny 

 

Der Gemeindeschreiber: F. Niggli 

 


